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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2020/1275 DER KOMMISSION
vom 6. Juli 2020

zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 iiber befristete auRergewdhnliche

Mafinahmen zur Abweichung von bestimmten Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des

Europiischen Parlaments und des Rates zur Behebung der durch die COVID-19-Pandemie und die

damit verbundenen Maflnahmen verursachten Marktstérungen im Obst- und Gemiisesektor und im
Weinsektor

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber
eine gemeinsame Marktorganisation fur landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)
Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates ('), insbesondere auf Artikel 219
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 227,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Mit der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 der Kommission (*) wurde eine Reihe von Ausnahmen von den
bestehenden Vorschriften eingefithrt, um den Obst- und Gemiise- sowie den Weinsektor bei der Bewiltigung der
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie zu unterstiitzen.

(2)  Aufgrund der COVID-19-Pandemie sind 2020 viele anerkannte Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von
Erzeugerorganisationen im Obst- und Gemiisesektor mit Schwierigkeiten bei der Durchfiihrung ihrer genehmigten
operationellen Programme konfrontiert. Einige der genehmigten Maffnahmen und Titigkeiten werden 2020 nicht
durchgefiihrt werden, sodass ein Teil der Mittel aus dem Betriebsfonds nicht ausgegeben wird. Andere anerkannte
Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen dndern derzeit ihre operationellen
Programme, um Mafinahmen und Titigkeiten zur Bewiltigung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie im
Obst- und Gemiisesektor, wie etwa Krisenmanagementmafnahmen, durchzufihren. Mit der Delegierten
Verordnung (EU) 2020/592 wurde bereits eine gewisse Flexibilitit bei der Durchfithrung der operationellen
Programme gewihrt.

(3)  Die Umsetzung der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 hat gezeigt, dass weitere Mainahmen erforderlich sind,
damit anerkannte Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen ihre Betriebsfonds
verwalten konnen, insbesondere wenn sie ihre operationellen Programme auf der Grundlage der genannten
Verordnung gedndert haben.

(4)  Anerkannte Erzeugerorganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen miissen Mittel, einschlieSlich
der finanziellen Unterstiitzung der Union, innerhalb des Betriebsfonds auf Maffnahmen und Titigkeiten iibertragen
konnen, die fiir die Bewiltigung der Folgen der COVID-19-Pandemie notwendig sind. Um anerkannten Erzeugeror-
ganisationen und Vereinigungen von Erzeugerorganisationen diese Moglichkeit zu gewahren, muss die Obergrenze
fur die finanzielle Unterstiitzung der Union gemaf$ Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 fiir das
Jahr 2020 von 50 % auf 70 % der tatsichlichen Ausgaben angehoben werden.

(5)  Mit der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 wurde eine Reihe von Ausnahmen von den bestehenden
Vorschriften im Weinsektor eingefithrt, um Weinerzeuger zu entlasten und sie bei der Bewiltigung der
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie zu unterstiitzen. Allerdings hat sich die Lage im Weinsektor seit der
Veroffentlichung der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 weiter verschlechtert.

(6)  Zu Beginn des Wirtschaftsjahres 2019-2020 erreichten die Weinbestinde ihren hochsten Stand seit 2009. Im Mai
2020 ging das Volumen der Weinausfuhren der grofiten Erzeugermitgliedstaaten in Drittlinder im Vergleich zum
Mai 2019 um 22 % bis 63 % zuriick. Der Weinverbrauch ist durch die Folgen der COVID-19-Pandemie wie die
SchlieSung der Grenzen, die Schliefungen im Gastgewerbe und in der Gastronomie und die Unterbrechung des
Fremdenverkehrs stark zuriickgegangen. Dadurch steigen die Weiniiberschiisse und der Druck auf den Markt und
die Preise weiter an.

() ABLL 347 vom 20.12.2013, S. 671.

() Delegierte Verordnung (EU) 2020/592 der Kommission vom 30. April 2020 iiber befristete aufergewohnliche Mafinahmen zur
Abweichung von bestimmten Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates zur
Behebung der durch die COVID-19-Pandemie und die damit verbundenen Mafnahmen verursachten Marktstérungen im Obst- und
Gemiisesektor und im Weinsektor (ABL. L 140 vom 4.5.2020, S. 6).
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(7)  Diese Situation wird vermutlich noch eine Weile andauern, auch wenn das Gastgewerbe in der Union den Betrieb
teilweise wieder aufgenommen hat. Die Wiederer6ffnung von Restaurants unterliegt im Allgemeinen Regelungen
zur physischen Distanzierung, weshalb Restaurants und Bars weniger Géste als vor dem Erlass der Malnahmen zur
Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie empfangen konnen. Schitzungen aus Gastgewerbe und Gastronomie zufolge
konnten 30 % der Restaurants dauerhaft geschlossen bleiben. In vielen Mitgliedstaaten gibt es nach wie vor
Beschrinkungen in Bezug auf die Anzahl der Personen bei Zusammenkiinften, einschlieflich privaten
Feierlichkeiten wie Hochzeiten, auf denen iiblicherweise Wein konsumiert wird. Eine Beschrinkung der Kontakte ist
immer noch empfohlen oder vorgeschrieben, und die Biirgerinnen und Biirger sind nicht bereit, angesichts der
andauernden COVID-19-Pandemie ihr normales Sozialleben wieder aufzunehmen. Demzufolge hat sich die
Situation trotz der Lockerung bestimmter, wihrend der Ausgangsbeschrinkungen eingefithrter Vorschriften im Juni
2020 noch nicht normalisiert, und dies wird vermutlich andauern.

(8)  Angesichts der Dauer der von den Mitgliedstaaten zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie erlassenen
Beschrankungen und deren anhaltender Konsequenzen bestehen die langfristigen wirtschaftlichen Auswirkungen
auf die wichtigsten Absatzmoglichkeiten fiir Erzeugnisse des Weinsektors und deren negative Auswirkungen auf die
Nachfrage nach Wein fort und haben sich weiter verschlechtert.

(9)  Aufgrund dieser besonders schwerwiegenden Marktstérung und der Haufung von Belastungsfaktoren im
Weinsektor — von der Verhdngung von Zoéllen auf Einfuhren von Wein aus der Union durch die Vereinigten Staaten
von Amerika im Oktober 2019 bis hin zu den Beschrinkungen aufgrund der weltweiten COVID-19-Pandemie und
ihren noch andauernden Folgen — kommt es im Weinsektor zu auflergewohnlichen Schwierigkeiten, die nicht
zuletzt finanzieller Art sind. Dies wirkt sich auf die Planung, Umsetzung und Durchfithrung der Mafnahmen im
Rahmen der Stiitzungsprogramme im Weinsektor aus, da die Marktteilnehmer im Vergleich zu normalen Jahren
unter grof8en Liquiditdtsproblemen leiden.

(10) Die Umsetzung der Maflnahmen zur Bewiltigung der Krise und die Erhohung des Hochstbetrags der
Unionsbeteiligung mit der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 haben sich als unzureichend erwiesen, um die
finanzielle Lage der Marktteilnehmer im Weinsektor zu verbessern. Insbesondere konnen diese Mafnahmen nicht
die schweren Einkommensverluste infolge der Krise ausgleichen.

(11) Angesichts dieser Umstinde sollten die Begiinstigten Vorschiisse im Rahmen der mit der Delegierten Verordnung
(EU) 2020/592 eingefithrten Maffnahmen, d. h. ,Destillation von Wein im Krisenfall“ und ,Beihilfe fiir die Lagerung
von Wein im Krisenfall“, erhalten konnen. Diese Vorschiisse sollten 100 % des Betrags fiir die Unterstiitzung der
Union abdecken und unter der Voraussetzung gezahlt werden, dass eine Sicherheit in Hohe von mindestens 110 %
des Vorschusses geleistet wurde. Dadurch soll sichergestellt werden, dass im Rahmen dieser beiden Manahmen im
Haushaltsjahr 2020 so viel Wein wie moglich vom Markt genommen werden kann; zugleich sollen von Liquiditits-
problemen betroffene Begiinstigte unterstiitzt und die notige Flexibilitit geschaffen werden, damit mehr Begiinstigte
Tatigkeiten im Rahmen dieser beiden Mafinahmen durchfiihren kénnen. Zudem konnen die Mitgliedstaaten durch
Zahlungen von Vorschiissen in Hohe von 100 % ihre jdhrliche Mittelzuweisung effizient nutzen und die
Verzogerungen bei der Durchfithrung der Mafinahmen aufgrund der COVID-19-Pandemie ausgleichen.

(12) Mit der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 wurde den Mitgliedstaaten auch die Moglichkeit eingerdumt,
nationale Zahlungen zu gewihren, die die Unterstiitzung der Union fiir die Mafnahmen ,Destillation von Wein im
Krisenfall“ und ,Beihilfe fiir die Lagerung von Wein im Krisenfall“ ergdnzen, da angesichts der Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie moglichst grole Mengen des wahrend der Pandemie nicht konsumierten, verkauften oder
ausgefithrten Weines vom Markt genommen werden miissen. Mit den nationalen Zahlungen konnen diese Mengen
zusdtzlich zu den Mengen, firr die im Rahmen der Haushaltsobergrenzen fur die Stiitzungsprogramme im
Weinsektor Unterstiitzung gewidhrt werden kann, auf ein Hochstmaf$ gesteigert werden. Die Delegierte Verordnung
(EU) 2020/592 sah des Weiteren vor, dass diese zusitzlichen nationalen Zahlungen den Vorschriften fiir staatliche
Beihilfen unterliegen sollten. Es hat sich jedoch gezeigt, dass bestimmte Mitgliedstaaten aufgrund dieser
Verpflichtung auflerstande sind, nationale Zahlungen zu gewahren und die mit der Delegierten Verordnung (EU)
2020/592 eingefiihrten Manahmen wirksam umzusetzen. Es ist daher angebracht, die Delegierte Verordnung (EU)
2020/592 zu dndern, damit sichergestellt ist, dass Artikel 211 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU)
Nr. 1308/2013, dem zufolge Zahlungen der Mitgliedstaaten nicht den Vorschriften fiir staatliche Beihilfen
unterliegen, fiir diese Manahmen gilt.

(13) Mit den mit der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 eingefithrten Ausnahmeregelungen wurde die
Unionsbeteiligung an den tatsichlichen Kosten der Mafsnahmen nach Artikel 46 Absatz 6, Artikel 47 Absatz 3,
Artikel 49 Absatz 2 und Artikel 50 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 voriibergehend um 5 % bzw.
10 % erhoht.

(14) Zudem war noch vor der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 mit der Durchfithrungsverordnung (EU)
2020/132 der Kommission () abweichend von Artikel 45 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eine
voriibergehende Erhohung des Unionsbeitrags zu den tatsichlichen Kosten der Manahme ,Absatzforderung” um
10 % eingefiihrt worden, um den Schwierigkeiten im Export nach der Einfithrung von Einfuhrzéllen auf Wein aus
der Union durch die Vereinigten Staaten im Oktober 2019 zu begegnen.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/132 der Kommission vom 30. Januar 2020 zur Festlegung einer Dringlichkeitsmanahme in
Form einer Abweichung von Artikel 45 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des Rates
hinsichtlich des Unionsbeitrags zur Absatzférderung im Weinsektor (ABL L 27 vom 31.1.2020, S. 20).
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(16)

(17)

(20)

(21)

(22)

Die Erh6hung der Unionsbeteiligung stellt eine Form der finanziellen Unterstiitzung dar, die jedoch keine zusitzliche
Finanzierung durch die Union erfordert, da die Haushaltsobergrenzen fur die Stiitzungsprogramme im Weinsektor
gemdfl Anhang VI der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 weiterhin gelten. Die Mitgliedstaaten konnen daher nur
beschliefen, den betreffenden Maflnahmen hohere Betrige zuzuweisen, solange die jahrliche Mittelausstattung
gemils diesem Anhang eingehalten wird. Die erhohten Finanzierungssitze zielen somit darauf ab, den Sektor in
einer bestehenden instabilen Marktlage zu unterstiitzen, ohne zusitzliche Mittel mobilisieren zu miissen.

Die ersten Reaktionen des Sektors — die der Kommission von der interfraktionellen Arbeitsgruppe ,Wein und
Spirituosen” des Europdischen Parlaments und den Vertretern des europdischen Weinsektors vorgestellt wurden —
deuteten jedoch darauf hin, dass die oben genannte Erh6hung der Hochstbeteiligung der Union an der mit der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/132 eingefithrten Mafinahme ,Absatzforderung” und den mit der
Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 eingefithrten Mafinahmen ,Umstrukturierung und Umstellung von
Rebflichen®, ,griine Weinlese®, ,Ernteversicherung® und ,Investitionen“ nicht ausreichten, damit die meisten
potenziell Begiinstigten diese Manahmen im Jahr 2020 durchfithren kénnten. Die im Rahmen der Haushalts-
obergrenzen fiir die nationalen Stiitzungsprogramme vom 16. Oktober 2019 bis Ende April 2020 ausgegebenen
Betrige liegen unter dem Durchschnitt der sonst zwischen dem 16. Oktober und Ende April des Folgejahres
tiblichen Ausgaben.

Die Lage hat sich offenkundig im Zuge der in den letzten Monaten in den Mitgliedstaaten ergriffenen Lockdown-
Mafinahmen verscharft, unter anderem weil aufgrund der zur Bekimpfung der COVID-19-Pandemie eingefiihrten
Beschrinkungen des Waren- und Personenverkehrs die Marktteilnehmer keine Fordermittel im Rahmen der
Stiitzungsprogramme im Weinsektor beantragen und die Begiinstigten die von ihnen ausgewihlten Mafnahmen
nicht durchfithren konnten. Daher haben die Mitgliedstaaten nur einen sehr geringen Betrag ihrer Haushaltsmittel
fiir das Haushaltsjahr 2020 ausgegeben.

Angesichts der noch nie da gewesenen Gesamtkonstellation und der sich daraus ergebenden Marktstorungen sollte
den Marktteilnehmern mehr finanzielle Unterstiitzung gewdhrt werden, um ihnen zu helfen, diese wirtschaftlich so
herausfordernden Zeiten zu iiberstehen. Diese Flexibilitdt ist aus finanzieller Sicht maoglich, denn es stehen fur die
Stiitzungsprogramme im Weinsektor vorgesehene Mittel bereit, die bisher nicht in Anspruch genommen wurden
und bei Nichtinanspruchnahme aufgrund der Jéhrlichkeit des Haushaltsplans verloren gehen wiirden.

Um dafiir zu sorgen, dass der Weinsektor die erforderliche Unterstiitzung erhilt, und um potenziell Begiinstigten zu
helfen, Mainahmen im Rahmen des nationalen Stiitzungsprogramms fiir den Weinsektor durchzufiihren, mit denen
ihre Marktposition gestirkt und die Erholung nach der Krise gefordert werden soll, ist es angebracht, fiir die Dauer
dieser Maflnahme von Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 Absatz 6, Artikel 47 Absatz 3, Artikel 49 Absatz 2 und
Artikel 50 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 abzuweichen. Die Ausnahmeregelungen sollten eine
befristete Erhohung der Hochstbeteiligung der Union an der Mafnahme ,Information” gemaf$ Artikel 45 Absatz 3
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 um 20 % und an der Mafnahme ,Absatzférderung” gemaf der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2020/132 sowie den Mafnahmen ,Umstrukturierung und Umstellung von Rebflachen®, ,griine
Weinlese®, ,Ernteversicherung” und ,Investitionen® gemifl der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 um
zusitzliche 10 % vorsehen. So werden die Begiinstigten finanziell weiter entlastet, indem ihre Eigenbeteiligung
verringert wird, wihrend den Mitgliedstaaten geholfen wird, die ihnen zur Verfiigung stehenden Mittel bestmoglich
auszuschopfen.

Um Ungleichbehandlung zu vermeiden, sollte fiir die Begiinstigten die Moglichkeit, Vorschiisse in Héhe von 100 %
fur die Destillation und die Lagerung im Krisenfall zu beantragen, und fir die Mitgliedstaaten die Moglichkeit, die
Unionsbeteiligung an diesen MafSnahmen durch nationale Zahlungen zu ergidnzen, ohne dass diese Zahlungen den
Vorschriften fiir staatliche Beihilfen unterliegen, riickwirkend ab dem Inkrafttreten der Delegierten Verordnung (EU)
2020/592 gelten. Aus demselben Grund und im Interesse einer kohdrenten Anwendung aller Mafnahmen kann die
Unionsbeteiligung bei Antrigen, die im Rahmen der Mafnahmen ,Information und Absatzférderung®,
,2Umstrukturierung und Umstellung von Rebflichen®, ,griine Weinlese®, ,Ernteversicherung” und ,Investitionen*
nach Inkrafttreten der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 und bis spitestens 15. Oktober 2020 ausgewihlt
wurden, riickwirkend — und, sofern zutreffend, vorbehaltlich der Einhaltung der Vorschriften iiber staatliche
Beihilfen — erhoht werden.

Die Delegierte Verordnung (EU) 2020/592 sollte daher entsprechend gedndert werden.

Aufgrund der Notwendigkeit von Sofortmaflnahmen sollte diese Verordnung am Tag ihrer Verdffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592

Die Delegierte Verordnung (EU) 2020/592 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 1 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 1

Befristete Abweichung von Artikel 33 Absatz 3 und Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013

Abweichend von Artikel 33 Absatz 3 Unterabsatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 gilt die darin genannte
Obergrenze von einem Drittel der Ausgaben fiir Krisenpriventions- und -managementmafinahmen im Rahmen des
operationellen Programms im Jahr 2020 nicht.

Abweichend von Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 darf die finanzielle Unterstiitzung der
Union fiir den Betriebsfonds im Jahr 2020 den Betrag der finanziellen Beteiligung der Union an den von den
Mitgliedstaaten fiir das Jahr 2020 genehmigten Betriebsfonds nicht iibersteigen und betrdgt hochstens 70 % der
tatsachlichen Ausgaben.”

2. Artikel 2 erhalt folgende Fassung:
JArtikel 2
Abweichungen von Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013

Abweichend von Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 konnen die in den Artikeln 3 und 4 der vorliegenden
Verordnung genannten Mafnahmen im Rahmen von Stiitzungsprogrammen im Weinsektor iiber Vorschiisse oder
Zahlungen im Haushaltsjahr 2020 finanziert werden.”

3. Artikel 3 wird wie folgt gedndert:
a) Folgender Absatz 7a wird eingefiigt:

»(7a)  Die Begiinstigten der Unterstiitzung nach diesem Artikel konnen bei den zustindigen Zahlstellen die
Zahlung eines Vorschusses beantragen, wenn diese Option im Einklang mit Artikel 49 der Delegierten Verordnung
(EU) 2016/1149 der Kommission (*) im nationalen Stiitzungsprogramm vorgesehen ist. Der Betrag der Vorschiisse
entspricht 100 % der Unionsbeteiligung. Der Vorschuss wird unter der Bedingung gezahlt, dass der Begiinstigte im
Einklang mit Kapitel IV der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission (**) eine Bankbiirgschaft
oder eine gleichwertige Sicherheit in Hohe von mindestens 110 % des Betrags dieses Vorschusses zugunsten des
betreffenden Mitgliedstaats hinterlegt hat. Die Sicherheit wird freigegeben, wenn die zustindige Zahlstelle feststellt,
dass der Betrag der tatsdchlichen Ausgaben, die der Unionsbeteiligung an den betreffenden Vorhaben entsprechen,
gleich dem Betrag des Vorschusses ist.

(*) Delegierte Verordnung (EU) 2016/1149 der Kommission vom 15. April 2016 zur Ergdnzung der Verordnung
(EU) Nr. 1308/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die nationalen Stiitzungs-
programme im Weinsektor und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 555/2008 der Kommission
(ABL. L 190 vom 15.7.2016, S. 1).

(** Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission vom 11. Mirz 2014 zur Erginzung der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Zahlstellen
und anderen Einrichtungen, die finanzielle Verwaltung, den Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die
Verwendung des Euro (ABL L 255 vom 28.8.2014, S. 18).¢

b) die Absitze 8 und 9 erhalten folgende Fassung:

,(8)  Abweichend von Artikel 44 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 kénnen die Mitgliedstaaten
zusitzliche nationale Zahlungen fiir die Mafnahme gemaf dem vorliegenden Artikel gewahren.
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(9)  Die Artikel 1 und 2, Artikel 43, die Artikel 48 bis 54 und Artikel 56 der Delegierten Verordnung (EU)
2016/1149 sowie die Artikel 1, 2 und 3, die Artikel 19 bis 23, Artikel 25, die Artikel 27 bis 31, Artikel 32
Absatz 1 Unterabsatz 2 und die Artikel 33 bis 40 der Durchfuhrungsverordnung (EU) 2016/1150 (*) der
Kommission gelten sinngemaf fiir die Unterstiitzung der Destillation von Wein im Krisenfall.

(*) Durchfihrungsverordnung (EU) 2016/1150 der Kommission vom 15. April 2016 mit Durchfithrungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die
nationalen Stiitzungsprogramme im Weinsektor (ABI. L 190 vom 15.7.2016, S. 23).

4. Artikel 4 wird wie folgt gedndert:
a) Folgender Absatz 6a wird eingefuigt:

,(6a)  Die Begiinstigten der Unterstiitzung nach diesem Artikel konnen bei den zustindigen Zahlstellen die
Zahlung eines Vorschusses beantragen, wenn diese Option im Einklang mit Artikel 49 der Delegierten Verordnung
(EU) 2016/1149 im nationalen Stiitzungsprogramm vorgesehen ist. Der Betrag der Vorschiisse entspricht 100 %
der Unionsbeteiligung. Der Vorschuss wird unter der Bedingung gezahlt, dass der Begiinstigte im Einklang mit
Kapitel IV der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 eine Bankbiirgschaft oder eine gleichwertige Sicherheit
in Hohe von mindestens 110 % des Betrags dieses Vorschusses zugunsten des betreffenden Mitgliedstaats
hinterlegt hat. Die Sicherheit wird freigegeben, wenn die zustindige Zahlstelle feststellt, dass der Betrag der
tatsdchlichen Ausgaben, die der Unionsbeteiligung an den betreffenden Vorhaben entsprechen, gleich dem Betrag
des Vorschusses ist.”

b) Die Absitze 7 und 8 erhalten folgende Fassung:

.(7)  Abweichend von Artikel 44 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 kénnen die Mitgliedstaaten
zusitzliche nationale Zahlungen fiir die Mafinahme gemifl dem vorliegenden Artikel gewihren.

(8)  Die Artikel 1 und 2, Artikel 43, die Artikel 48 bis 54 und Artikel 56 der Delegierten Verordnung (EU)
2016/1149 sowie die Artikel 1, 2 und 3, die Artikel 19 bis 23, Artikel 25, die Artikel 27 bis 31, Artikel 32
Absatz 1 Unterabsatz 2 und die Artikel 33 bis 40 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2016/1150 gelten
sinngemdf fur die Beihilfe fiir die Lagerung von Wein im Krisenfall.“

5. Folgender Artikel 5a wird eingefiigt:
LJArtikel 5a
Abweichung von Artikel 45 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013
Abweichend von Artikel 45 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 betrdgt der Unionsbeitrag zu den

Informations- oder Absatzforderungsmaffnahmen hochstens 70 % der forderfihigen Ausgaben.

6. Artikel 6 erhilt folgende Fassung:
JArtikel 6

Abweichung von Artikel 46 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013

Abweichend von Artikel 46 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 darf die Unionsbeteiligung an den
tatsdchlichen Kosten der Umstrukturierung und Umstellung von Rebflachen 70 % dieser Kosten nicht tiberschreiten.
In weniger entwickelten Regionen darf die Unionsbeteiligung an den Umstrukturierungs- und Umstellungskosten
90 % dieser Kosten nicht iiberschreiten.”

7. Artikel 7 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2)  Abweichend von Artikel 47 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 darf die Unterstiitzung fur
die griine Weinlese 70 % der Summe der direkten Kosten der Vernichtung oder Entfernung von Traubenbiischeln und
der Einkommenseinbuf$en aufgrund dieser Vernichtung oder Entfernung nicht iiberschreiten.”

8. In Artikel 8 erhilt der einleitende Satz folgende Fassung:

~Abweichend von Artikel 49 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 darf der finanzielle Beitrag der
Union zur Unterstiitzung fur Ernteversicherungen 70 % der Kosten der Versicherungspramien nicht iiberschreiten, die
von den Erzeugern gezahlt werden zur Versicherung®

9. In Artikel 9 erhalten die Buchstaben a bis d folgende Fassung:
,a) 70 % in weniger entwickelten Regionen;

b) 60 % in anderen Regionen als weniger entwickelten Regionen;
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¢) 90 % in den Regionen in dufSerster Randlage nach Artikel 349 AEUV;

d) 85 % auf den kleineren Inseln des Agdischen Meeres im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 229/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (*).

(*) Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Mirz 2013 iber
Sondermafinahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Agéischen Meeres und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates (ABL. L 78 vom 20.3.2013, S. 41).¢

10. Artikel 10 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 10
Anwendung der befristet erhohten Unionsbeteiligung
Artikel 5a, Artikel 6, Artikel 7 Absatz 2 und die Artikel 8 und 9 gelten fur Vorhaben, die von den zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten ab dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung, spitestens jedoch bis zum
15. Oktober 2020 ausgewihlt werden.”
Artikel 2
Inkrafttreten und Geltungsbeginn
Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 1 Nummern 2 bis 10 gilt mit Wirkung vom 4. Mai 2020.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 6. Juli 2020

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN



	Delegierte Verordnung (EU) 2020/1275 der Kommission vom 6. Juli 2020 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2020/592 über befristete außergewöhnliche Maßnahmen zur Abweichung von bestimmten Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Behebung der durch die COVID-19-Pandemie und die damit verbundenen Maßnahmen verursachten Marktstörungen im Obst- und Gemüsesektor und im Weinsektor 

